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 I. RECHTSGRUNDLAGEN
  

- Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I 5. 3634), zuletzt
geändert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 10.09.2021 (BGBl. | S. 4147)

-Baunutzungsverordnung (BauNVO - Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786). zuletzt geändert durch Artikel 2 des
Gesetzes vom 14.06.2021 (BGBl. IS. 1802)

-Landesplanungsgesetz Rheinland-Pfalz {LPIG) vom 10.04.2003 {GVBl. 2003, S. 41), zuletzt geändert
durch $ 54 des Gesetzes vom 06.10.2015 (GVB!. $, 283, 295)

Landesbauordnung Aheinland-Pfalz (LBauO) in der Fassung vom 24.11.1998 (GVBl. 1998, $. 365),
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 03.02.2021 (GVBi. S. 66)

-Planzeichenverordnung (PlanzV -— Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Dar-
stellung des Planinhalts) vom 18.12.1990 (BGBl. | 1991 S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 3 des
Gesetzes vom 14.06.2021 (BGBl. IS. 1802)

-Bundesnaturschutzgesetz (Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege -— BNatSchG) vom
29.07.2009 (BGBl. 2009 | S, 2542), zuletzt geändert durch Art. 5 des Gesetzes vom 25.02.2021 (BGBl. | $.

306)

-Landesnaturschutzgesetz (Landesgesetz zur nachhaltigen Entwicklung von Natur und Landschaft -
LNatSchG) vom 06.10.2015 (GVBl. 2015, S. 283f.), zuletzt geändert durch Artikel 8 des Gesetzes vom
26.06.2020 (GVBI. S. 287)

- Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung {UVPG) in der Fassung der Bekanntmachung vom
18.03.2021 (BGBl. | S. 540)

- Landesgesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung Rheinland-Pfalz (LUVPG) vom 22.12.2015 (GVBl.
2015 S. 516), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 27.03.2018 (GVBl. S. 55)

-Bundesbodenschutzgesetz (BBodSchG - Gesetz zum Schutz vor schädlichen Bodenveränderungen
und zur Sanierung von Altlasten) vom 17.03.1998 (BGBl. I S. 502), zuletzt geändert durch Art. 7 des
Gesetzes vom 25.02.2021 (BGBl. IS. 306)

-Läandesbodenschutzgesetz (LBodSch&) vom 25.07.2005 (GVBl. S. 302), zuletzt geändert durch Art. 5 des
Gesetzes vom 26.06.2020 (GVBl. $. 287)

-Denkmalschutzgesetz Rheinland-Pfalz (DSchG) vom 23.03.1978 (GVBl. S. 159), zuletzt geändert durch $
32 des Gesetzes vom 17.12.2020 (GVBl. S. 719)

-Bundesimmissionsschutzgesetz (BlmSchG - Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen
durch Luftverunreinigunger, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche Vorgärige) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 17.05.2013 (BGBl. IS. 1274), zuletzt geändert durch Artikel 2 Absatz 1 des Gesetzes
vom 09.12.2020 (BGBl. IS. 2873)

-Wasserhaushaltsgesetz (WHG} - Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushaltes - vom 31.07.2009 (BGBl.|
S. 2585), zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 19.06.2020 (BGBl. IS. 1408)

- Landeswassergesetz (LWG) - Wassergesstz für das Land Rheinland-Pfalz - in der Fassung vom
14.07.2015 (GVBl. S. 127), zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 26.06.2020 (GVBl. S. 287)

- Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz (GemÖ) in der Fassung vom 31.01.1994 (GVBl. S. 153), zuletzt
geändert durch Artikel 1 und 4 des Gesetzes vom 17.12.2020 (GVBl. S. 728)

-Landesnachbarrechtsgesetz für Rheinland-Pfalz (LNRG} in der Fassung vom 21.07.2003 (GVBl. S. 209).
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 ll. TEXTLICHE FESTSETZUNGEN
  

In Ergänzung der zeichnerischen Festsetzungenin der Planzeichnung wird folgendes
textlich festgesetzt:

1.

1.1

1.1.1

1.2

1.2.1

1.2.2

1.2.3

1.2.3.1

Planungsrechtliche Festsetzungen
($ 9 BauGB)

Art der baulichen Nutzung ($ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und $$ 1-15 BauNVO)

Baugebiete ($ 1 Abs. 3 BauNVO)

(siehe Plandarstellung).

WA- Allgemeines Wohngebiet ($ 4 BauNVO).

Gemäß $ 4 Abs. 3 BauNVO in einem WA ausnahmsweise zulässige Nutzungen werden
gemäß $ 1 Abs. 6 BauNVO i. V. m. $ 31 Abs. 1 BauGB nicht Bestandteil des Bebauungs-
planes und sind somit nicht zulässig.

Maß der baulichen Nutzung ($ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und $$ 16-21a BauNVO)

Grundflächenzahl ($ 16 Abs. 2 Nr. 1 und $ 19 BauNVO)

(siehe Plandarstellung mit Einschrieb in der Nutzungsschablone).

Bei Grundstücken mit einer Flächengröße von bis zu 500 qm (einschließlich) gilt - unab-
hängig von der getroffenen Festsetzung im Plan - eine absolute Grundfläche (GR) von
maximal 150 qm.

Geschossflächenzahl($ 16 Abs. 2 Nr. 2 und $ 20 BauNVO)

(siehe Plandarstellung mit Einschrieb in der Nutzungsschablone).

Bei Grundstücken mit einer Flächengröße von bis zu 500 qm (einschließlich) gilt - unab-
hängig von der getroffenen Festsetzung im Plan - eine absolute Geschossfläche (GF) von
maximal 300 qm.

Höhe der baulichen Anlagen($ 16 Abs. 2 Nr. 4 und $ 18 BauNVO)

Gebäudehöhe (GH)

(siehe Plandarstellung mit Einschrieb in der Nutzungsschablone).

Die maximale Höhe der baulichen Anlage / maximale Gebäudehöhe / (GH - höchster Punkt
des Baukörpers) ist der senkrechte Abstand zwischen dem unteren Bezugspunkt, der mit
einer Höhe von 0,0 m angenommen wird) und dem höchsten Punkt des Gebäudes/ der
baulichen Anlage.

Diesist
- bei Flachdächern (Neigung bis maximal 7°) der höchste Punkt des Bauwerks,einschließ-

lich der Attika (geschlossene, fensterlose wandartige Erhöhung bzw. Aufmauerung der
Außenwand über den Dachrandhinaus),

- bei einfachen Pultdächern (Neigung mehr als 7°) die Höhe der Außenwand auf der
höchsten Seite des Gebäudes(Firstlinie), einschließlich evtl. Konstruktiver Erhöhungen,
wie z. B. eine Attika 0.ä.;

- bei sonstigen geneigten Dächern (auch bei gegeneinander versetzten Pultdächern) die
Oberkante der Dachkonstruktion (z. B. die Firstlinie o. ä.).
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1.2.3.2

1.2.3.3

1.2.4

1.3

1.3.1

1.4

1.4.1

1.4.1.1

1.4.1.2

1.4.1.3

Wandhöhe (WH)

{siehe Plandarstellung mit Einschrieb in den Nutzungsschablone).

Die Wandhöhe (WH)ist der senkrechte Abstand zwischen dem unteren Bezugspunkt(s.
Ziffer 1.2.3.3), der mit einer Höhe von 0,0 m angenommenwird, und dem {fiktiven oder
realen) Schnittpunkt der Außenwand mit der Dachhaut.
Diesist
- bei Flachdächern (Neigung bis maximal 7°) die Höhe der Außenwand,
- bei einfachen Pultdächern (Neigung mehrals 7°) die Höhe der Außenwand auf der nied-

rigeren Seite des Gebäudes(Trauflinie),
- bei sonstigen geneigten Dächern (auch bei gegeneinanderversetzten Pultdächern) die

Trauflinie.

Bezugspunkt {$ 18 Abs. 1 BauNVO)

Die jeweilige Ermittlung der festgesetzten Höhe erfolgt ab Oberkante Straßenbelag der
westlich an das Grundstück angrenzenden Friedrich-Hunzinger-Straße an der straßen-
zugewandten Seite an halber Länge der jeweils betroffenen Außenwand, von der aus in
kürzester Entfernung zu dem am nächsten gelegenen Straßenbelag zu messenist. Die
ermittelten Höhenbilden jeweils eine Ebene,die an keiner Stelle überschritten werdendarf.

Zahl der Vollgeschosse ($ 16 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO)

(siehe Plandarstellung mit Einschrieb in den Nutzungsschablonen).

Bauweise ($ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB und $ 22 BauNVO)

Abweichende Bauweise ($ 22 Abs. 4 BauNVO)

Es sind, gemäß der Darstellung in der Nutzungsschablone im Plan, Einzel- und Doppel-
häuser und diese somit in offener Bauweise mit seitlichem Grenzabstand zulässig.

Dabei wird aber — gemäß $ 22 Abs. 4 BauNVO somit abweichend von den Vorgaben des
$ 22 Abs. 1 BauNVO - die Außenwandlänge bei Einzelhäusern auf maximal 18 m und bei
Doppelhaushälften auf maximal 12,50 m beschränkt.

Flächen für Nebenanlagen, Flächenfür Stellplätze und Garagen
($ 9 Abs. 1 Nr. 4 und 22 BauGBi. V. m. $ 12 Abs. 6, $ 14 und $ 23 Abs. 5 BauNVO)

Nebenanlagen ($ 14 BauNVO)

Nebenanlagenim Sinne des $ 14 BauNVO sowie bauliche Anlagen, soweit sie nach LBauO
in den Abstandsflächen zulässig sind oder zugelassen werden können, sind gemäß $ 23
Abs. 5 BauNVO innerhalb und außerhalb der Baugrenzenzulässig, sofern dem keine sons-
tigen Festsetzungen oder nachbarrechtlichen Vorgaben entgegenstehen.

Oberirdische Nebenanlagen mit einer Höhe von mindestens 1,80 m müssen außerhalb der
Baugrenzen jedoch einen Mindestabstand von 3,0 m einhalten zu öffentlichen Straßen-
verkehrsflächen.

Ausgenommenvon diesem Mindestabstand sind folgende Anlagen:

- Wärmepumpenodersonstige zur Versorgung des Gebäudeserforderliche Anlagen (ein-
schließlich Behältern für gasförmige oderflüssige Brennstoffe);

- Dauer-Standplätze für Müllbehälter.

DÖRHÖFER & PARTNER __ Ingenieure « Landschaftsarchitekten « Raum- und Umweltplaner
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1.4.2 Garagen ($ 12 BauNVO)

Garagen sind auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zulässig, sofern die
nachfolgenden Festsetzungen dem nicht entgegenstehen.

Für die Errichtung von Garagensind folgende Bedingungeneinzuhalten:

- Der Abstand zwischen Garagen-Rand (Einfahrt) und Verkehrsfläche (Erschließungs-
straße / Gehweg) beträgt mindestens 5,0 m und höchstens 10,0 m.
Dies gilt nicht für offene Garagen {überdachte Stellplätze / Carports). Diese müssen
lediglich einen Abstand zur Verkehrsfläche (Erschließungsstraße / Gehweg) von min-
destens 1,0 m einhalten.

- Die der Erschließungsstraße abgewandten (rückwärtigen} Außenwände der Garagen
dürfen die Tiefe der dortigen rückwärtigen Baufenster-Grenze nicht überschreiten.

1.5 Anzahl der Wohnungen in Wohngebäuden
($ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB)

1.5.1  Höchstzulässige Zahl der Wohnungen je Wohngebäude

Es sind maximal 2 Wohneinheiten pro Wohngebäude {pro Einzel- und pro Doppelhaus,
somit 1 Wohneinheit pro Doppelhaushälfte) zulässig.

1.6. Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von
Boden,Natur und Landschaft gemäß $ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB

1.6.1  Wasserdurchlässige Befestigung von Belägen

Im Allgemeinen Wohngebiet sind Zufahrten, Kfz.-Stellplätze, sonstige Stell- und Lager-
flächen sowie fußläufige Wege mit wasserdurchlässigen Belägen auf versickerungsfähigem
Unterbau auszubilden. Geeignet sind z. B. Rasengittersteine, weitfugig verlegtes Pflaster
(Fugenbreite > 2 cm), dränfähige Pflastersteine, wassergebundene Decken oder Schotter-
rasen.

1.6.2 Artenschutzrechtlich begründete Maßnahmen

Zur Sicherung der Einhaltung des Tötungsverbots gemäß $ 44 Abs. 1 Nr. 1 und / oder des
Beschädigungsverbots des $ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG ist die Rodung von Gehölzen nur
im Zeitraum zwischen dem 01.10. eines Jahres und dem 28. / 29.02. des Folgejahres
zulässig.

1.6.3 _Boden- und wasserrechtlich begründete Beschränkung der Verwendung von Metalldächern

Metalldächersind nur zulässig, sofern das Metall derart vollständig und dauerhaft beschich-
tet ist, dass jegliche Auswaschungen von Metallpartikeln ausgeschlossensind.

1.7 Anpflanzungen($ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)

1.7.1. Grüngestaltung der unbebauten Bereicheder privaten Grundstücke

Auf jedem Baugrundstückist pro angefangenen 150 qm bebauter oder versiegelter Fläche
mindestens 1 standortgerechter hochstämmiger Laubbaum Il. Ordnung {Mindestqualität:
Hochstamm, 3 x verpflanzt, Stammumfang 14-16 cm) oder ein Obstbaum (Mindestqualität:
Hochstamm auf Sämlingsunterlage, 3 x verpflanzt, Stammumfang 8-10 cm) zu pflanzen
und zu erhalten.

DÖRHÖFER & PARTNER _____ Ingenieure « Landschaftsarchitekten « Raum- und Umweltplaner
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1.8

- An Laubbäumensind dafür insbesondere folgende Laubbaum-Arten geeignet:
Acer campestre - Feldahorn
Carpinus betulus - Hainbuche
Cydonia oblonga - Quitte
Malus sylvestris - Wildapfel
Morus nigra — Schwarzer Maulbserbaum
Pyrus pyraster - Wildbirne
Sorbus aria - Mehlbeere
Sorbus aucuparia - Eberesche
Sorbus domestica - Speierling
Sorbus torminalis — Elsbeere.

- An Obstbäumen sind robuste, pflegeextensive Sorten (vorzugsweise alte Regional-
sorten) zu verwenden.

- Ergänzend bzw. alternativ können auch andere stadtklimatolerante Laubbaum-Arten
verwendet werden, die in der GALK-Straßenbaumliste! zur Verwendung auf Straßen-
und Parkplatz-Flächen als ‘geeignet‘ oder ‘gut geeignetfür diese Standorte empfohlen
werden, sofern sie als Hochstamm erhältlich sind und eine Mindestgröße von 6 m (nach
den Angabendieser Liste) erreichen.

Von diesem Pflanzgebot kann abgesehen werden, sofern auf dem Grundstück der langfris-
tige Erhalt einer der beiden oder beider Hochstamm-Bäume(Spitzahorn und Sommerlinde)
entlang der Friedrich-Hunzinger-Straße gesichert werden kann. Der Erhalt eines Baumes
entbindet von der Pflicht zur Pflanzung eines Baumes.

Gebiete, in denenbei der Errichtung von Gebäuden oder bestimmten sonsti-
gen baulichen Anlagen bestimmte bauliche und sonstige technische Maßnah-
men für die Erzeugung, Nutzung oder Speicherung von Strom, Wärme oder
Kälte aus erneuerbaren Energien oder Kraft-Wärme-Kopplung getroffen
werden müssen($ 9 Abs. 1 Nr. 23b BauGB)

Bei der Errichtung von Gebäuden sind bauliche Vorkehrungen und sonstige technische
Maßnahmen(wie bspw. Leitungsstränge, Schächte sowie ggf. erforderliche statische Auf-
wendungen im Dachbereich 0.4.) vorzusehen, welche die Installation und die Nutzung von
Photovoltaik- und Solarthermieanlagen auf dem Dach bzw. an den Fassaden ermöglichen.

Bauordnungsrechtliche Festsetzungen
 

2.1

2.1.1

Gestaltungssatzung im Rahmen des Bebauungsplanes
(Aufnahme von auf Landesrecht beruhenden Regelungen in den Bebauungsplan gemäß
59 Abs. 4 BauGBi.V. mit $ 88 Landesbauordnung Rheinland-Pfalz - LBauO)

Dächer($ 88 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 und Abs. 6 LBauO)

Dacheindeckung

2.1.1.1 Nicht zulässig sind glänzende bzw. reflektierende Dacheindeckungen.

2.1.1.2 Zulässig sind ausdrücklich begrünte Dächer sowie nicht glänzende bzw. nicht
reflektierende Metalldächer, sofern diese die Vorgaben dazuin Ziffer 1.6.3 erfüllen.

 

1 DEUTSCHE GARTENAMTSLEITERKONFERENZ (GALK) E.V. (2012): GALK-Straßenbaumliste in der aktuellen

Fassung;s. Www.galk.de.
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2.1.2  Dachaufbauten, Zwerchhäuser und Dacheinschnitte

2.1.2.1 Der First von Dachaufbauten, Zwerchhäusern und Dacheinschnitten muss min-
destens 1 m unter dem Hauptfirst der Dachfläche bzw. unter dem höchsten Punkt
des Dachesliegen.

2.1.2.2 Einzelne Dachaufbauten, Zwerchhäuser und Dacheinschnitte dürfen eine Breite
von 4,0. m sowie ein Drittel der Länge des Daches auf der jeweils betroffenen
Gebäudeseite nicht überschreiten.

2.1.2.3 Die Gesamtbreite von Dachaufbauten, Zwerchhäusern und Dacheinschnitten darf

höchstens die Hälfte der Länge des Daches auf der jeweils betroffenen Gebäu-
deseite betragen.

2.1.2.4 Dachaufbauten, Zwerchhäuser und Dacheinschnitte müssen einen Abstand zur
seitlich folgenden Wand (Mauerwerks-Außenseite) sowie zum nächsten jeweiligen
Element (also Dachaufbau, Zwerchhaus oder Dacheinschnitt) von mindestens
1,50 m aufweisen,

2.2 Solare Energiegewinnung auf Dächern
($ 88 Abs. 1 Nr. 1 und 3 und Abs. 6 sowie $ 62 Abs. 1 Nr. 2d LBauO)

2.2.1 Unabhängig von den vorstehend getroffenen Festsetzungen zu Dächernist die Installation
von Fotovoltaikanlagen und Sonnenkollektoren auf sämtlichen geeigneten Dächern zuläs-
sig.

Derartige Anlagen dürfen jedoch an keiner Stelle mehr als 30 cm über die Dachhaut
hinausragen, dürfen keinen UÜberstand über das Dach aufweisen und müssen ebenso
geneigt sein wie das jeweilige Dach.

    Schrägdach mit
Fotovoltaikanlage

DÖRHÖFER & PARTNER _____ Ingenieure « Landschaftsarchitekten « Raum- und Umweltplaner
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2.3.2

2.2.3

2.3

2.3.1

2.3.2

2.3.3

Hiervon ausgenommensind flache oder flach geneigte Dächer (Neigungen zwischen 0°
und 7°), auf denenfreistehende Anlagenbis zu einer Höhe von 1,50 m zulässig sind. Diese
müssen aber mindestens 2,0 m von den Rändern des Daches zurückbleiben.

    Flachdach mit

Fotovottaikanlage

Ausnahmenvon den vorstehend definierten Maßen und Vorgaben können zugelassen wer-
den, wenn nachgewiesen wird, dass deren Einhaltung eine unverhältnismäßig hohe Ein-
schränkung für den angestrebten Energieertrag zur Folge hätte.

Gestaltung der nicht überbauten Flächen bebauter Grundstücke
($ 88 Abs. 1 Nr. 3 und Abs. 6 LBauO)

Befestigungen, die die Wasserdurchlässigkeit des Bodens wesentlich beschränken, sind
gemäß $ 10 Abs. 4 LBauO nur zulässig, soweit ihre Zweckbestimmung dies erfordert. Somit
sind Zufahrten, Stellplätze, Hofflächen, sonstige Stell- und Lagerflächen sowie fußläufige
Wegeaufprivaten Grundstücken mit wasserdurchlässigen Belägen auf möglichst versicke-
rungsfähigem Unterbau auszubilden, soweit dem nicht andere Erfordernisse entgegenste-
hen. Geeignet sind z.B. Rasengittersteine, weitfugig verlegtes Pflaster (Fugenbreite

>2 cm), dränfähige Pflastersteine, wassergebundene Decken oder Schotterrasen.

Die nicht überbauten Grundstücksflächen bebauter Grundstücke sind, soweit sie nicht für
eine sonstige zulässige Nutzung (wie Zuwegungen und Zufahrten, Stellplätze oder Spiel-
und Aufenthaltsflächen) benötigt werden, gärtnerisch als Zier- und /oder Nutzgarten in
Form von Vegetationsstrukturen ohne Kunstrasenmaterialien anzulegen und zu unterhal-
ten, sie dürfen nicht dauerhaft als Arbeits- oder Lagerflächen genutzt werden.

Lose Stein- / Materialschüttungen (bspw. Schotter, Splitt, Kies, Glas), die nicht pflanzlichen
Ursprungs sind, sind nicht zulässig. Ausnahmen davon sind lediglich zulässig für Stein-
schüttungenin einer Breite von maximal 50 cm unmittelbar an der Gebäudewand, die der
raschen Ableitung von Niederschlagswasser in den Untergrund dienen („Traufstreifen“),
sowie für Wege.

DÖRHÖFER & PARTNER Ingenieure + Landschaftsarchitekten + Raum- und Umweltplaner
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2.4

2.4.1

2.4.2

2.5

2.5.1

2.5.2

2.5.3

2.6

2.6.1

2.6.2

2.6.3

2.6.4

DÖRHÖFER & PARTNER

Einfriedungen und Stützmauern
($ 88 Abs. 1 Nr. 3 und Abs. 6 LBauO)

Einfriedungen entlang den öffentlichen Straßen- und Parkplatzflächen sind in dem gesam-
ten Bereich zwischen der Grundstücksgrenze entlang dieser öffentlichen Flächen und der
zu dieser Grenze gewandten Baugrenze

- massiv bzw. als Bruchsteinmauerbis zu einer Höhe von maximal 1,0 m,

- als Zäune oder sonstige Elemente bis zu einer Höhe von maximal 1,80 m und nur mit
einem offenen (durchschaubaren) Anteil von mindestens 30 %, oder

als Hecken oder sonstige Pflanzungen in unbegrenzter Höhe, sofern die Grenzabstände
nach Landesnachbarrechtsgesetz eingehalten werden,

zulässig.

Bezugspunkt für die festgesetzte Höheist jeweils die Oberkante der der Einfriedung folgen-
den Randbefestigung der Straßenverkehrsfläche.

Werbeanlagen
($ 88 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 und Abs. 6 sowie $ 52 LBauO)

Werbeanlagen sind nur am Ort der eigenen Leistung zulässig, jedoch nicht für Erzeugnisse
fremderHersteller mit Ausnahme von Erzeugnissen oderDienstleistungen, die vom Grund-
stückseigentümer bzw. Gewerbetreibenden vertrieben oder bearbeitet werden oderin an-
derer Weise seiner gewerblichen Tätigkeit dienen bzw. von Nutzensind.

Eine Anbringung von Werbeanlagen auf Dächern, oberhalb der Decke des Erdgeschosses
und auf Hausgiebeln ist unzulässig.

Blendende,blinkende oder bewegliche Lichtwerbung, Werbeanlagen mit Laufschriften oder
Wechselbildern bzw. Anlagen mit Intervallschaltung bei Leuchtreklame oder vergleichbare
Anlagen, Laserlichtwerbung nach Art sog. "Skybeamer' o. ä. oderrotierende sowie ander-
weitig bewegliche bzw. bewegte Werbeanlagen sind nicht zulässig.

Fassaden und Außenwände($ 88 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 6 LBauO)

Fassaden und Außenwände sind zu verputzen oder als Sichtmauerwerk mit Naturstein-
material auszuführen. Ebenfalls zulässig sind Klinker-Fassaden sowie Fassaden aus Holz-
materialien,

Reflektierende und glänzende Farbtöne bzw. Materialien sind für Fassaden und Außen-
wände nicht zulässig.

Ausnahmenvon den vorstehend festgesetzten Vorgaben für Fassaden und Außenwände
gelten für Elemente, die der solaren Energiegewinnung dienen; diese sind an allen Fassa-
den und Außenwändenzulässig.

Zulässig sind zudem Begrünungen von Fassadendurch geeignete Kletter- bzw. Rankpflan-
zen. Die oben genannten Vorgabenfür die Fassadensind allerdings auch in den Abschnit-
ten einzuhalten, in denen eine Begrünung dieser Fassaden angelegt wird.
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2.7

2.7.1

Gestaltung sonstiger baulicher Anlagen
(8 88 Abs. 1 Nr. i und Abs. 6 LBauO)

Müllbehälter und ähnliche Anlagen
Abstellplätze für Müllbehälter sowie für Behälter für gasförmige oder flüssige Brennstoffe
oder ähnliche Anlagen oder Einrichtungen, die sich in einem Abstand von bis zu 8m zu
einer angrenzenden öffentlichen Straßenverkehrsfläche oder zu einem öffentlichen Weg
befinden, sind durch geeignete Vorkehrungen(z. B. Verkleidungen, Einhausungen, Sicht-
blenden, Hecken- oder Strauchpflanzungen oder mit rankenden, klimmenden oderschlin-
genden Pflanzen zu begrünenden Rankgerüsten 0.8.) wirksam und dauerhaft gegen Ein-
blicke aus dem öffentlichen Raum abzuschirmen.

 

 

NACH ANDERENGESETZLICHEN VORSCHRIFTEN GETROFFENE
FESTSETZUNGEN/ NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN / VERMERKE
($ 9 Abs. 6 und Abs. 6a BauGB)
 

Lage in einem Naturpark

Das Plangebietliegt im insgesamt ca. 71.061 ha großen Naturpark "Soonwald-Nahe' (Lan-
desverordnung vom 28.01.2005; GVBl S.46, zuletzt geändert durch Verordnung vom
16.05.2014 (GVBi. S. 76)), allerdings außerhalb von dessen Kernzonen.Allerdings gelten die
Schutzbestimmungendes $ 6 gemäß $ 7 der VO nicht für „Flächen im Geltungsbereich eines
Bauleitplans, für die eine bauliche Nutzung dargestellt oder festgesetzt ist" und somit für das
in einem rechtskräftigen Bebauungsplanliegende Gebiet.

 

 
IV. HINWEISE UND EMPFEHLUNGEN

  

DÖRHÖFER & PARTNER

Bewirtschaftung des Niederschlagswassers

Zur Sicherstellung eines geordneten Abflussverhaltens der Vorfluter haben Maßnahmender
Wasserrückhaltung Vorrang vor abflussbeschleunigenden Maßnahmen.
Gemäß $ 55 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) soll das anfallende Niederschlagswasser
ortsnah versickert, verrieselt oder direkt über eine Kanalisation ohne Vermischung mit
Schmutzwasserin ein Gewässereingeleitet werden, soweit dem weder wasserrechtliche noch
sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften noch wasserwirtschaftliche Belange entgegen-
stehen.

Die technische Ausführungeinerevtl. Versickerung über die belebte Bodenzone,die Standort-
eignung, sowie das Erlaubnis- / Genehmigungsverfahren sind mit dem Träger der Abwasser-
besseitigung abzustimmen.

Grundsätzlich ist eine offene Versickerung von unbelastetem Niederschlagswasser / Draina-
gewasser auf dem Grundstück, auf dem es anfällt Genehmigungs- und erlaubnisfrei.

Das Versickern von anfallendem Oberflächenwasseristallerdings nurbreitflächig (überflache
Mulden bis maximal 30 cm Tiefe) ohne gesonderte wassserrechtliche Erlaubnis zulässig. Für
die gezielte Versickerung (Mulden mit angeschlossener, undurchlässiger Fläche im Verhältnis
zur Muldenfläche > 5:1 bzw. einer Muldentiefe größer als 30 cm, zentrale Becken, Rigolen,
Schächte etc.) sowie für die Einleitung in ein Fließgewässerist hingegen eine wasserrechtliche
Erlaubnis durch die Kreisverwaltung Bad Kreuznach erforderlich. Es ist ein Abstand von min-
destens 1 Meter zwischen der Sohle der Versickerungsanlage und dem mittleren höchsten
Grundwasserstand einzuhalten.
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Eine offene Versickerung (Flächen-, Mulden- oder Grabenversickerung} ist auch stets so an-
zulegen, dass Gefahren oder Schäden zu Nachbargrundstücken und öffentlichen Verkehrs-
flächen nicht entstehen können.Alle sonstigen Versickerungsmöglichkeiten des Oberflächen-
wassers sind Einwirkungen, die nach $9 WHG (Wasserhaushaltsgesetz) als Benutzungen
gelten und einer wasserrechtlichen Erlaubnis bedürfen.

2. Nutzung von Niederschlagswasser

Zum Zwecke der Verwertung (Nutzung) von Niederschlagswasserals Brauch- und / oder Be-
regnungswassersollten möglichst Zisternen mit Pumpen zur Brauchwassernutzung errichtet
werden.

Zur Reduzierung der Abflussverschärfung und Nutzung von Brauchwasser sollte das Dachwasser

der Gebäude in doppelstufigen Regenwasserzisternen gesammelt werden. Das Prinzip beruht auf
einer Grundspeicherung des Regenwassers zur Nutzung (Vn) sowie eines flexiblen Speichers zur
Retention (Pufferung) zusätzlicher Niederschlagswässer(Vr) bei gleichzeitiger gedrosselter Ablei-
tung. Das erforderliche Gesamtvolumenergibt sich durch einfache Addition der beiden Volumina:
Vert.= Vn+VR.

Im Falle des Einbaus von Regenwassernutzungsanlagen muss dem Verbraucher nach der
Trinkwasserverordnung 2001 (TrinkwV2001) für die in $ 3 Nr. 1 genannten Zwecke Wasser
mit Trinkwasserqualität zur Verfügung stehen. Bei der Nutzung von Brauchwasserist darauf
zu achten, dass das Leitungssystem entsprechend der Technischen Regeln (hier insbeson-
dere die DIN 1988 - Technische Regeln für Trinkwasserinstallation - sowie die DIN 1986 und
die DIN 2001) ausgeführt wird und die strikte Trennung von Trink- und Brauchwasserleitung
erfolgt. Nach $ 17 Abs. 6 TrinkwV 2001 dürfen Regenwassernutzungsanlagen nicht ohne eine
den allgemein anerkannten Regeln der Technik entsprechende Sicherungseinrichtung mit
Trinkwasserleitungen verbunden werden. Die Leitungen der unterschiedlichen Versorgungs-
systeme sind beim Einbau dauerhaft farblich unterschiedlich zu kennzeichnen und die Entnah-
mestellen aus Regenwassernutzungsanlagen sind dauerhaft als solche zu kennzeichnen.
Zudern sind sämtliche Leitungen im Gebäude mit der Aufschrift oder einem Hinweisschild
"Kein Trinkwasser zu kennzeichnen.
Die Planung der Brauchwasseranlage innerhalb des Gebäudesist vor Erstellung und der Inbe-
triebnahme den Verbandsgemeindewerken der Verbandsgemeinde Rüdesheim bzw. dem
Betriebsführer anzuzeigen.
Außerdem ist der Wasserversorgungsträger darüber zu informieren.
Schließlich ist die Inbetriebnahme einer Regenwassernutzungsanlage nach $ 13 Abs. 4
TrinkwV 2001 der zuständigen Behörde anzuzeigen.

3. Schutz vor Außengebietswasser

Grundsätzlich ist, gemäß den Vorgaben des $ 5 Abs. 2 WHG,jeder Grundstückseigentümer
eigenverantwortlich „im Rahmen des ihm Möglichen und Zumutbaren verpflichtet, geeignete
Vorsorgemaßnahmen zum Schutz vor nachteiligen Hochwasserfolgen und zur Schadens-
minderung zu treffen, insbesondere die Nutzung von Grundstücken den möglichen nachteili-
gen Folgen für Mensch,Umwelt oder Sachwerte durch Hochwasser anzupassen.“ Dies betrifft
auch Maßnahmen vor Überflutungen aus eindringendem Außengebietswasser (nicht jedoch
aus Abwasseränlagen) auf sein Grundstück.
Im vorliegenden Fall ist aufgrund der Lage des Plangebietes keine besondere Gefahr von
Überflutungen erkennbar. Auch gemäß der Starkregenkarte Rheinland-Pfalz [htips://wasser-
portal.rIp-umwelt.de/servlet/is/10081/] liegt der Geltungsbereich des Anderungs-Bebauungs-
planes außerhalb von potenziellen „Sturzflut-Entstehungsgebieten“ und ist auch nicht von
„potenziellen Überflutungen an Tiefenlinien“ betroffen.

Dennoch wird den Grundstückseigentümern empfohlen, zum Schutz vor einem nie ganz aus-
zuschließenden Eindringen von Wasser aus Nachbargrundstücken im Falle von Starkregen-
ereignissen entsprechende Vorsorgemaßnahmenzutreffen.
Dies betrifft im Plangebiet insbesondere den nördlichen Rand und die westlichen Ränder der
Baugrundstücke. Dort sollten ggf. Vorkehrungen (in Form von Verwallungeno. ä., unter Ein-
haltung der landesnachbarrechtlichen Bestimmungen} getroffen werden, die vom Eigentümer
herzustellen und dauerhaft zu erhalten sind.

DÖRHÖFER & PARTNER Ingenieure « Landschaftsarchitekten « Raum- und Umweltplaner 

 



 

 
Bebauungsplan "Hinter dem Dorf - An der Mühl‘ (2. Änderung) OG Rüdesheim
Satzungstext Seite 12
 

Nähere Hinweise dazu, auch zu Maßnahmen zum entsprechenden Schutz von baulichen
Anlagen, können auch den entsprechenden Merkblättern entnommen werden, wie z. B. dem
Rheinland-pfälzischen Leitfaden Starkregen "Was können die Kommunen tun?”, erschienen
Februar 2013, einsehbar unter http://www.ibh.rip.de/servlet/is/88927.

4. Bauzeitliche Grundwasserhaltung / Schutz vor Grundwasser und Staunässe

Sofern während der Bauphase hohe Grundwasserstände auftreten bzw. durch starke Nieder-
schläge ein Aufstau auf den grundwasserführenden Schichten hervorgerufen wird, kann eine
bauzeitliche Grundwasserhaltung erforderlich werden. Falls dies zutrifft, ist eine wasserrecht-
liche Genehmigung bei der Kreisverwaltung Bad Kreuznach einzuholen.

Es wird grundsätzlich empfohlen, die Gebäudegründungen und evtl. Kellerbereiche mit ent-
sprechendem Schutz vor Grundwasser, temporärem Schichtwasser und Staunässe bzw. vor
drückendem Wasser auszustatten.

5.  Löschwasserversorgung

Der Nachweis über eine ausreichende,jederzeit zur Verfügung stehende Löschwassermenge
ist durch den Erschließungsträger zu erbringen.
Als ausreichende Menge zur Löschwasserversorgung wird eine Wassermenge von mindes-
tens 48 m? pro Stunde bzw. 800 | / min. bei einem Mindestdruck von 1,5 bar über einen Zeit-
raum von zwei Stunden angesehen.
Zur Sicherstellung dieser Löschwassermengen können nachfolgende Einrichtungen genutzt
werden:
- an das öffentliche Wassernetz angeschlossene Hydranten (Unterflurhydranten nach DIN

3221 bzw. Überflurhydranten nach DIN 3222},
- Löschwasserteiche nach DIN 142210
- Löschwasserbrunnen nach DIN 14220 oder
- sonstige offene Gewässer mit Löschwasser-Entnahmestellen nach DIN 14210.

Die Hälfte der v. g. Menge kann aus Löschwasserteichen, -brunnen, -behältern oder offenen
Gewässer entnommen werden, sofern diese in einem Umkreis von 300 m von denjeweiligen
Objekten liegen.

Die Hydranten für die Entnahme von Löschwasser sind so anzuordnen, dass sie nicht zuge-
stellt werden können und jederzeit für die Feuerwehr zugänglich sind.
Der Abstand zwischen den Hydranten soll in der Regel höchstens 80 bis 110 Meter und darf
nicht mehr als 150 Meter betragen. Sie sind so anzuordnen, dass der Abstand zu den einzel-
nen Objekten nicht mehr als 50 m beträgt. Überfiurhydranten sind entsprechend den Vorgaben
der DIN 3222farblich zu kennzeichnen. Beim Einbau von Unterflurhydranten sind diese durch
Hinweisschilder gemäß DIN 4066 gut sichtbar zu kennzeichnen.

Zur vorbeugenden Gefahrenabwehr wird um die Beachtung folgender Blätter des DVGW-
Regelwerks (Deutscher Verein des Gas- und Wasserfaches e.V., Frankfurt / Main) gebeten:
Technische Mitteilung Merkblatt W 331 vom November 2006 (Auswahl, Einbau und Betrieb
von Hydranten); Technische Regel Arbeitsblatt W 400-1 vom Oktober 2004 (Wasserleitungs-
anlagen), sowie Technische Regel Arbeitsblatt W 405 vom Februar 2008 (Bereitstellung von
Löschwasser durch die öffentliche Trinkwasserversorgung).

6. Berücksichtigung der Erfordernisse von Brandbekämpfungs- und Rettungsfahrzeugen

Es sind ausreichend große Zufahrten, Wendemöglichkeiten und Bewegungsflächen für den
Einsatz öffentlicher Brandbekämpfungs- und Rettungsgeräte vorzusehen. Bei der Bemessung
dieser Flächenist die Muster-Richtlinie über Flächen für die Feuerwehr der Fachkommission
Bauaufsicht der ARGEBAU vom Februar 2007 anzuwenden. Grundsätzlich sind die Vorgaben
des $ 7 LBauO zur Anlage von Zugängen und Zufahrten für Rettungsfahrzeuge zu beachten.

7. Nutzung von Erdwärme

Für die Nutzung von Erdwärmeist grundsätzlich ein wasserrechtliches Erlaubnisverfahren er-
forderlich. Ein entsprechender Antrag ist rechtzeitig bei der Unteren Wasserbehörde bei der
Kreisverwaltung Bad Kreuznach einzureichen,
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8.

10.

11.
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Baugrunduntersuchungen und zu beachtende Vorschriften zum Baugrundetc.

Für einzelne Bauvorhaben können spezielle Baugrunduntersuchungenerforderlich werden.
Falls die Baumaßnahmedies erfordert, sind Untersuchungen zur Erkundung von Schicht- und
Grundwasserverhältnissen durchzuführen. Grundsätzlich sollten die Anforderungen an den
Baugrund der DIN 1054 (Baugrund - Sicherheitsnachweise im Erd- und Grundbau), DIN 4020
(Geotechnische Untersuchungen für bautechnische Zwecke) und DIN 4124 (Baugruben und
Gräben - Böschungen,Verbau, Arbeitsraumbreiten) sowie die Vorgaben zur Geotechnik der
DIN EN 1997-1 und -2 (Entwurf, Berechnung und Bemsssung in der Geotechnik - Teil 1: All-
gemeine Regeln und Teil 2: Erkundung und Untersuchung des Baugrunds) beachtet werden.

Bodenschutz, Bodenverwertung

Bei Erdarbeiten sind die Vorgaben der DIN 19731 „Verwertung von Bodenmaterial“, der DIN
18915 „Vegetationsarbeiten im Landschaftsbau — Bodenarbeiten“ sowie der DIN 19639
(„Bodenschutz bei Planung und Durchführung von Bauvorhaben“) zu beachten. Im Rahmen
von Baumaßnahmenanfallender Mutterbodenist gemäß $ 202 BauGBin nutzbarem Zustand
zu er-halten und vor Vernichtung oder Vergeudung zu schützen. Der Oberbodenist daher zu
Beginnaller Erdarbeiten entsprechend DIN 18915, Blatt 3, abzuschieben und zu lagern. Es
sollte geprüft werden, ob Erdaushub aus anfallenden Bauarbeiten zur grünordnerischen
Gestaltung (z.B. Modellierungen) verwendet werden kann oder ob sonstige, möglichst orts-
nahe Verwendungs-möglichkeiten zur Verfügung stehen.

Denkmalschutzrechtliche Vorschriften

Die ausführenden Baufirmen sind auf die Bestimmungen des Denkmalschutzgesetzes
(DSchG) hinzuweisen. Danachist jeder zutage kommende archäologische Fund im Sinne des
$ 16 DSchG gegenVerlust zu sichern, die Fundstelle soweit als möglich unverändert zu lassen
und der Fund gemäß $ 17 DSchG unverzüglich (direkt oder über die Denkmalschutzbehörde
oder die Verbandsgemeindeverwaltung) der Denkmalfachbehörde zu melden. Das Erhal-
tungsgebot des $ 18 DSchG ist dabei zu beachten.

Die vorstehenden Hinweise entbinden den Bauträger / Bauherren nicht von der Meldepflicht
und Haftung gegenüberder Generaldirektion Kulturelles Erbe Rheinland-Pfalz - Direktion Lan-
desarchäologie (GDKE, Mainz). Diese hat darauf hingewiesen, dass aus dem unmittelbaren
Areal bislang keine archäologischen Funde oder Befunde bekanntsind; ein Vorhandensein
könne aber deswegen nicht ausgeschlossen werden. „Da aus dem nahen Umfeld eindeutige
archäologische Funde bekannt sind, handelt es sich auch bei dem Bereich des Bebauungs-
plans um eine archäologische Verdachtsfläche. Im Bereich Friedrich-Hunzinger-Straße 6
wurde 1992 eine eisenzeitliche Siedlungsgrube (ca. 400 v. Chr.) angeschnitten." (GDKE,
Schreiben vom 27.10.2021).
Sollten archäologische Objekte angetroffen werden, so ist der Direktion Landesarchäologie
ein angemessenerZeitraum einzuräumen, damit entsprechende Rettungsgrabungen,in Ab-
sprache mit den ausführenden Firmen, planmäßig den Anforderungen der heutigen archäolo-
gischen Forschung entsprechend durchgeführt werden können.Im Einzelfall ist mit Bauverzö-
gerungenzu rechnen. Je nach Umfang der evtl. notwendigen Grabungensind von Seiten des
Bauträgers bzw. des Bauherrn finanzielle Beiträge für die Maßnahmen erforderlich. So kann
gemäß $ 21 Abs. 3 DSchG ein Träger öffentlicher oder privater Bau- oder Erschließungsvor-
haben „als Veranlasser im Rahmen des Zumutbaren zur Erstattung der Kosten erdgeschicht-
licher oder archäologischer Nachforschungen undAusgrabungeneinschließlich der Dokumen-
tation der Befunde verpflichtet werden“. Es obliegt dem oder den künftigen Grundstückseigen-
tümer{n), eine von der GDKE empfohlene geomagnetische Prospektion ggf. zu veranlassen,
um die Gefahr eines Baustopps im Falle von Funden auszuschließen.

Schutz von Ver- und Entsorgungsleitungen

Ver- und Entsorgungsleitungen sind so zu verlegen bzw. durch Schutzvorkehrungen zu
sichern, dass keine gegenseitige Beeinträchtigung von Bäumen und Sträuchern mit Leitungs-
trassen stattfindet. Die diesbezüglichen Vorgaben des Arbeitsblattes DVGW Richtlinie
GW 125 sowie des "Merkblatts über Baumstandorte und unterirdische Ver- und Entsorgungs-
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anlagen” der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen (FGSV e. V., Köln} sind
zu beachten. Die Träger der Ver- und Entsorgung sind frühzeitig über den Beginn der Erschlie-
Bungs- und Baumaßnahmen zu unterrichten.

12. Beachtung einer noch zu verlegenden Niederspannungs-Erdkabelleitung

Eine bisher von der Trafostation in westliche Richtung bis zur Friedrich-Hunzinger-Straße ver-
laufende Erdkabelleitung (Niederspannung), welche die Wohngebäude in dieser Straße mit
Strom versorgt, wird entfernt. Dafür wird ein neues Erdkabel von der Station nach Südenbis
zum öffentlichen Parkplatz und über diesen (oder über die Mühlenstraße) nach Westen wieder
bis zur Friedrich-Hunzinger-Straße verlegt und an die bestehende Leitung in dieser Straße
wieder angebunden. Diese weiterhin erforderliche Leitung liegt somit künftig fast nur nochin
öffentlichen Flächen und (weitgehend) außerhalb der festgesetzten (künftig privaten) Bau-
fläche.
Da der Träger bis zum Satzungsbeschluss der vorliegenden B-plan-Änderung nochkeine ge-
naue Planung für diese Leitungsverlegungerstellt hatte, aus der die künftige Trasse so präzise
hervorgeht, dass sie „eindeutig bestimmt“ (also auch bemaßt) in einem Bebauungsplan einge-
zeichnet werden kann, musste im vorliegenden Fall jedoch auf die (ansonsten gebotene) Fest-
setzung eines Geh-, Fahr- und Leitungsrechtes verzichtet werden.
Um aberdaraus resultierende Konflikte zu vermeiden, wird an dieser Stelle darauf hingewie-
sen, dass eine noch zu konkretisierende Trasse für eine neu zu verlegende Erdkabelleitung
(Niederspannung)} zwischen der Trafostation und dem öffentlichen Parkplatz liegen wird, die
dann von baulichen Anlagen und Bepflanzungfreizuhaltenist, und dass die genaue Lage und
einzuhaltende Restriktionen nach Festlegung der genauen(dinglich zu sichernden) Trasse mit
dem Versorger abzustimmen sind

Dazu wurde auch ein entsprechender Textblock in der Planurkunde aufgedruckt.

13. Wasserversorgung

Durch die Stadtwerke Bad Kreuznach GmbH wird das Plangebiet mit Wasser versorgt.
Sollte ein höherer Wasserdruck als der vom Träger vorgehaltene gewünscht werden, wird die
Installation einer hausinternen Druckerhöhungsanlage mit Freilaufvorbehälter nach DIN 1988,
Teil 5, empfohlen {dafür herrscht ebenfalls eine Anzeigepflicht gegenüber dem Wasserversor-
gungsträger). Es wird empfohlen, Spülkästen statt Druckspülern für die Toilettenanlagen vor-
zusehen.

14. Altlasten, Altablagerungen, Altstandorte, schädliche Bodenveränderungen oderVer-
dachtsflächen

Altlasten, Altablagerungen, Altstandorte, schädliche Bodenveränderungen oder Verdachts-
flächen sind für das Gebiet des Geltungsbereiches nicht bekannt. Nach $ 5 Abs. 1 Landes-
bodenschutzgesetz (LBodSchG) sind der Grundstückseigentümer und der Inhaber dertat-
sächlichen Gewalt über das Grundstück (Mieter, Pächter) verpflichtet, innen bekannte Anhalts-
punkte für das Vorliegen einer schädlichen Bodenveränderung oder Altlast unverzüglich der
zuständigen Behörde (Regionalstelle der Struktur- und Genehmigungsdirektiorı Nord) mitzu-
teilen.

15. Kampfmittel

Derzeit sind keine Anhaltspunkte bekannt, die das Vorhandensein von Kampfmitteln im Plan-
gebiet vermuten lassen. Das Vorhandensein von Kampfmitteln im Plangebiet kann jedoch
nicht ausgeschlossen werden. Eine Kampfmittel-Sondierung des Geländes hat bislang nicht
stattgefunden. Diese ist ggf. in Eigenverantwortung des Grundstückseigners / Bauherren zu
veranlassen. Jedwede Erdarbeiten sind in entsprechender Achtsamkeit durchzuführen.

Sollte ein Verdacht auf das Vorhandensein von Kampfmitteln bestehen, so sind aus Sicher-
heitserwägungen weitere Erdarbeiten sofort zu unterlassen. Zunächst muss dann eine Frei-
messung des Geländeserfolgen.Ist diese unter vertretbarem Aufwand nicht möglich, so muss
bei allen bodeneingreifenden Maßnahmeneine baubegleitende Aushubüberwachung / Kampf-
mittelsondierung durchgeführt werden. Sollten Kampfmittel gefunden werden, so sind aus
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17.

18.

Sicherheitsgründen die Erdarbeiten sofort einzustellen und umgehend die Ördnungsbehörde
der Verbandsgemeinde Rüdesheim die nächstgelegene Polizeidienststelle oder der Kampf-
mittelräumdienst Rheinland-Pfalz zu benachrichtigen.

Radonmessung der Bodenluft

DasPlangebietliegt außerhalb von Radonvorsorgegebieten.
Gemäß $ 123 Abs. 1 des Strahlenschutzgesetzes(StriSchG) gilt außerhalb von Radonvorsor-
gegebieten folgendes: Wer ein Gebäude mit Aufenthaltsräumen oderArbeitsplätzen errichtet,
hat geeignete Maßnahmenzu treffen, um den Zutritt von Radon aus dem Baugrund zu verhin-
dern oder erheblich zu erschweren). Diese Pflicht gilt als erfüllt, wenn die nach den allgemein
anerkannten Regeln der Technik erforderlichen Maßnahmen zum Feuchteschutz eingehalten
werden. Diese sind insbesondereerfüllt, wenn die Vorgaben der DIN 18195 „Bauwerksabdich-
tungen“ beachtet wurden. Die DIN 18195 ist eine Planungs- und Ausführungsnorm für die Ab-
dichtung von Bauwerken und Bauteilen, die für den Neubau konzipiert wurde. Unter anderem

werden in dieser Norm Anforderungen für Durchdringungen, Übergänge sowie An- und Ab-
schlüsse aufgestellt.

Es wird den Bauverantwortlichen eine Radonmessung der Bodenluft empfohlen, deren
Ergebnisse Grundlagesein sollte, sich ggf. für bauliche Vorsorgemaßnahmenzu entscheiden.

Weitere Informationen sind u.a. dem Radon-Handbuch des Bundesamtes für Strahlenschutz,
der Radon-Informationsstelle beim Landesamtfür Umwelt (Mainz; E-Mail: radon@!Ifu.rip.de,
Telefon: 06131/6033-1263) sowie folgender Seite zu entnehmen: http:’//mapserver.igb-
rlp.de/php_radon/meta/erlaeuterungen.pdf. Fragen zur Geologie im Baugebiet sowie zur
Durchführung und Bewertung der Radonmessung in der Bodenluft beantwortet das Landes-
amt für Geologie und Bergbau (Internet: www.igb-rip.de, Telefon: 06131/9254-0).

Verwendung von heimischem Pflanzmaterial und Saatqut

Gemäß $ 40 Absatz 1 BNatSchG bedarf das Ausbringen von gebietsfremden Pflanzen (d. h.
deren Art in dem betreffenden Gebietin freier Natur nicht oder seit mehr als 100 Jahren nicht
mehr vorkommt) in der freien Natur seit dem 01.03.2021 der Genehmigung der zuständigen
Behörde.Diesgilt nicht für künstlich vermehrte Pflanzen, wennsie ihren genetischen Ursprung
in dem betreffenden Gebiet haben. Eine Genehmigung kannnichterteilt werden, wenn eine
Gefährdung von Okosystemen, Biotopen oder Arten der Mitgliedstaaten der EU nicht auszu-
schließen ist. Durch diese Regelung sollen einer weiteren Florenverfälschung effektiv entge-
gengewirkt sowie Produktion und Verwendung gebietseigener Gehölze und Saaten gefördert
werden.

DIN-Normen

DIN-Normen, auf die in dieser Satzung verwiesen wird, sind beim Deutschen Patent- und Mar-
kenamtin Münchenarchivmäßig gesichert niedergelegt und könnenbei der Verbandsgemein-
deverwaltung Rüdesheim (Fachbereich 3: Finanzen & Bauen — Bauverwaltung, Nahestraße
63, 55593 Rüdesheim) eingesehen werden.
Ein Bezug der DIN-Vorschriften ist über die Beuth Verlag GmbH (unter der Adresse Saat-
winkler Damm 42/43, 13627 Berlin, bzw. http://www.beuth.de) möglich.
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V. ÄNDERUNG BESTEHENDER RECHTSVERHÄLTNISSE

  

1. Die vorliegende 2. Änderung des Bebauungsplanes "Hinter dem Dorf - An der Mühl‘ überdeckt
mit ihrem Geltungsbereich einen Teilbereich des rechtskräftigen Bebauungsplanes ‘Hinter
dem Dorf - An der Mühl’ in der Fassung der 1. Anderung aus dem Jahr 1979.

Diese bisher gültige Bebauungsplan-Fassung wird durch die Festsetzungen der vorliegenden
2. Anderung des Bebauungsplanes im Geltungsbereich der 2. Anderung vollständig ersetzt;
ihre zeichnerischen undtextlichen Festsetzungen,die nachrichtlichen Übernahmen und Hin-
weise werden somit mit dem Inkrafttreten der vorliegenden 2. Anderung in diesem Teilgebiet
unwirksam und durch die jeweils vorliegenden ersetzt.

Die für die außerhalb des Änderungs-Geltungsbereichesliegenden Flächengetroffenen zeich-
nerischen und textlichen Festsetzungen des rechtskräftigen Bebauungsplanes ‘Hinter dem
Dorf - An der Mühl’ in der Fassung der 1. Anderung aus dem Jahr 1979 bleiben unverändert
gültig.

 

 

 
Ausfertigungsvermerk
 

Die Satzung, bestehend aus dem vorliegenden Satzungstext, der Planzeichnung und der
Begründung mit Anlagen, stimmtin allen ihren Bestandteilen mit dem Willen des Gemein-
derates der Ortsgemeinde Rüdesheim überein.
Das für das Bauleitplanverfahren gesetzlich vorgeschriebene Verfahren wurde eingehalten.

Die Satzung wird hiermit ausgefertigt.

Rüdesheim, den ..CL.I
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